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Wirtschaft und Gesellschaft 

Grundlagen des Staates, Gesetzgebung und 
Parteien/Verbände 

1.5.3.1 Wichtige Grundlagen des Rechts und des Staates: Ich zeige anhand 
von Beispielen die Anforderungen an ein modernes Rechtssystem und erkläre 
die folgenden Grundlagen: Wichtige Rechtsgebiete und Systematik, Rechts-
staat und Institutionen, Grundrechte (Kern und Bedeutung exemplarisch darge-
stellt an Eigentumsgarantie und Meinungsfreiheit), Prinzip der Gewaltentren-
nung, Direkte/indirekte Demokratie, Rechte und Pflichten der Bürger (K3) 
 
1. Ein Staat wie die Schweiz definiert sich durch ... 

8,1 Mio. Einwohner 41‘285 km2 
Volk = Souverän, vgl. 
Gewaltentrennung 

Staatsvolk    Staatsgebiet Staatshoheit, -gewalt 

 
2. Nennen Sie Unterschiede zwischen Demokratie und Diktatur. 

Demokratie Volksherrschaft Dikatur Gewaltherrschaft 

Anerkennung der 
Menschenrechte, Pluralismus, 
Opposition, Wahrung der 
Privatsphäre    

Missachtung der 
Menschenrechte, Kein 
Pluralismus, keine Opposition, 
keine Wahrung der Privatsphäre 

 
3. Nennen Sie die drei Arten von Demokratien sowie je ein Beispiel. 

Art Beschreibung Beispiele 

Direkte 
Demokratie 

Legislative (= gesetzgebende Gewalt) di-
rekt beim Volk 

Kleine 
Gemeinden, Kt. 
AI, GL 

Halbdirekte 
Demokratie 

Wahl eines Parlaments, Einfluss auf Ge-
setzgebung über Initiative und Referen-
dum 

Schweiz, Kt. BE 

Indirekte 
Demokratie 

Wahl eines Parlaments, kein Einfluss des 
Volkes auf die Gesetzgebung 

USA, 
Deutschland, EU 

4. Kreuzen Sie die Demokratieform an, welche auf die Aussage zutrifft. Abkür-
zungen: Direkte Demokratie diD, halbdirekte Demokratie haD, indirekte De-
mokratie inD. Es können auch mehrere oder gar keine Demokratieformen 
zutreffen. 

Aussage diD haD inD 

1. Das Volk hat keine Möglichkeit, direkt auf die 
Gesetzgebung Einfluss zunehmen. 

   X 

2. Diese Form der Demokratie kennt man noch 
in kleinen Gemeinden. 

 X   

3. Man spricht von einer Volksherrschaft.  X  X  X 

4. Die Einflussnahme auf die Gesetzgebung 
durch das Volk geschieht über Initiative und 
Referendum. 

  X  

5. Das Volk wählt das Parlament.  X  X  X 

6. Die Schweizerische Eidgenossenschaft sowie 
die meisten Kantone haben diese Form. 

  X  

7. Man spricht von einer Gewaltherrschaft.    

8. Die USA oder Deutschland kennen diese De-
mokratieform. 

   X 

 
5. Nennen Sie die drei möglichen Staatsformen aufgrund des Staatsaufbaus. 

Staatsform Beschreibung Beispiele 

Einheitsstaat, 
Zentralstaat 

Staat wird von einem Zentrum aus regiert 
Frankreich, 
Italien 

Staatenbund 
Lockerer Zusammenschluss selbständiger 
Staaten 

Europäische 
Union, NATO 

Bundesstaat 
Vereinigung von Teilstaaten zu einem 
nach aussen einzigen Gesatmstaat 

Schweiz, 
Deutschland, 
USA 
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6. Nennen Sie zu den folgenden Staatsformen die entsprechende Staatsform: 

A = Einheitsstaat B = Bundesstaat C = Staatenbund 

C 
Selbständige Staaten schliessen sich zusammen, um eine oder 
mehrere Aufgaben gemeinsam zu lösen. 

B Diese staatliche Organisation beruht auf dem Föderalismus. 

C 
Die Beschlüsse sind für die einzelnen Mitgliedstaaten nicht bin-
dend. Die nationalen Parlamente müssen Beschlüsse im Nach-
hinein genehmigen, damit diese rechtsfähig werden. 

A 
Entscheide können schneller gefällt und ausgeführt werden. Dafür 
ist der Verwaltungsapparat sehr gross und wenig übersichtlich. 

A 
Im ganzen Land gibt es nur eine Regierung und überall gelten die 
gleichen Gesetze (Zentralismus). 

B Ein Austritt aus dem Bund ist nicht möglich. 

 
7. Beschreiben Sie den Staatstyp der Schweizerischen Eidgenossenschaft 

aufgrund von … 

Staatsform Bundesstaat 

Regierungsform (halbdirekte) Referendumsdemokratie 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

W&G online 
Eine Sammlung von weiteren Online-Übungen zu diesem Kapi-
tal finden Sie auf www.learningapps.org (https://learninga-
pps.org/3960242)  

8. Benennen Sie die fehlenden Elemente der folgenden Übersicht zur Darstel-
lung des Staatssystems der Eidgenossenschaft. 

 
 
9. Vervollständigen Sie die folgende Tabelle. 

Gewalt Regierung Parlament Gericht 

Name der Ge-
walt 

Exekutive Legislative Judikative 

Beschreibung 
der Gewalt 

Ausführende 
Gewalt 

Gesetzgebende 
Gewalt 

Richterliche 
Gewalt 

Gewalt auf Bun-
desebene 

Bundesrat 
National- und 
Ständerat 

Bundesgericht 

Gewalt auf Kan-
tonsebene  

Regierungsrat, 
Staatsrat  

Grosser Rat, 
Kantonsrat 

Obergericht, 
Kantonsgericht 

Gewalt auf Ge-
meindeebene 

(Kleiner) 
Gemeinderat 

Grosser 
Gemeinderat, 
Stadtrat 

 

 

Stimmvolk (Souverän) 

wählt 

wählt 

Nationalrat 
Ständerat 

Bundes-
rat 

wählt 

Bundes-
gericht 

§ 
Ver-fas-

sung 

§ 
Gesetz 

Initiative Referen-
dum 
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10. Ordnen Sie die Tätigkeiten der entsprechenden Gewalt zu. 

P = Parlament R = Regierung  G = Gericht 

G Urteilen und richten P 
Ausführung der Gesetze 
überwachen 

P Gesetze erlassen G Strafen und schützen 

R Verwalten R Gesetze ausführen 

 
11. Nennen Sie die vierte Gewalt. 

(Massen-)Medien    

 
12. Beschreiben Sie in Stichworten die wesentlichen Unterschiede zwischen 

Nationalrat und Ständerat. 

Kriterium Nationalrat Ständerat 

Grösse … 200 Mitglieder 46 Mitglieder 

Verteilung der Sitze 
auf die Kantone auf-
grund … 

Einwohnerzahl der 
Kantone 

Jeder Kanton 2 
Mitglieder, Halbkanton 
1 Mitglied 

Mitglieder vertreten 
… 

Volk Kantone, Stände 

Wahlverfahren, mit 
dem die Mitglieder 
gewählt werden … 

i.d.R. 
Proporzwahlverfahren 

Majorzwahlverfahren 
(Kt. JU: Proporz) 

 
13. Nennen Sie die Aufgaben, welche National- und Ständerat wahrnehmen. 

Wahlen, Gesetzgebung, Finanzen, Kontrolle    

 

14. Beschreiben Sie in Stichworten die folgenden Begriffe. 

Session 
4-mal jährlich stattfindende Sitzung von NR und 
SR 

Fraktion 
Zusammenschluss von Parlamentariern einer 
oder mehrerer Parteien 

Vereinigte Bundes-
versammlung 

NR und SR tagen gemeinsam im NR-Saal 

Kommission Ausschuss, der Geschäfte vorberät 

 
15. Welche Mitglieder welcher Institutionen werden von der vereinigten Bun-

desversammlung gewählt? 

Bundesrat, Bundespräsident, Bundeskanzler, Bundesgericht, 
Bundesanwalt, General    

 
16. Nennen Sie die Bundesrätinnen und Bundesräte sowie ihre Parteizugehö-

rigkeit. 

Name Partei Departement 

Ueli Maurer SVP EFD (Finanzen) 

Simonetta Sommaruga SP 
UVEK (Umwelt, Verkehr, 
Energie und Kommunikation) 

Alain Berset SP EDI (Innern) 

Guy Parmelin SVP 
WBF (Wirtschaft, Bildung 
und Forschung) 

Ignazio Cassis FDP 
EDA (Auswärtige Angelegen-
heiten) 

Karin Keller-Sutter FDP EJPD (Justiz und Polizei) 

Viola Amherd CVP 
VBS (Verteidigung, Bevölke-
rungsschutz und Sport) 

 



 Recht und Staat 
 Grundlagen des Staates 

© BAS W&G Gesamtrepetition Staatskunde_v19 19-10-16 1.5.3.1/4 

Wirtschaft und Gesellschaft 
17. Nennen Sie die wichtigsten Aufgaben des Bundesrats gemäss Bundesver-

fassung (BV 180–187). 

Regierungspolitik, Vollzug der Gesetze, Bundesverwaltung, 
Beziehungen zum Ausland u.a.    

 
18. Vervollständigen Sie die folgende Tabelle zu den Rechten. 

Art der Rechte Gilt für … Beispiele 

Grundrechte Alle Menschen 
BV Art. 7 ff.: Eigentums-
garantie (BV 26), 
Meinungsfreiheit (BV 16) 

Staatsbürgerliche 
Rechte 

Alle Schweizerbürger 
Niederlassungsfreiheit, 
Schutz vor Ausweisung 
usw. 

Politische Rechte 
Alle 
stimmberechtigten 
Schweizerbürger 

Stimmrecht, Wahlrecht, 
Initiativrecht, 
Referendumsrecht  

 
19. Kreuzen Sie das Recht an, welches auf die Aussage zutrifft. Abkürzungen: 

Grundrechte GR, staatsbürgerliche Rechte SBR, politische Rechte PR. 

Aussage GR SBR PR 

1. Dazu gehören die Menschenrechte.  X   

2. Gelten für alle in der Schweiz wohnhaften Per-
sonen. 

 X   

3. Man muss Schweizer/in und mind. 18 Jahre 
alt sein. 

   X 

4. Eigentumsgarantie, Meinungsfreiheit…  X   

5. Gelten für alle Schweizerinnen und Schwei-
zer. 

 X  X  

6. Wahlrecht, Stimmrecht, Initiativrecht, Referen-
dumsrecht 

   X 

7. Petitionsrecht  X   

20. Beschreiben Sie in Stichworten den Unterschied zwischen aktivem und 
passivem Wahlrecht. 

Aktives Wahlrecht Passives Wahlrecht 

Möglichkeit, zu wählen    Möglichkeit, gewählt zu werden 

 
21. Beschreiben Sie in Stichworten die Unterschiede zwischen dem Ma-

jorzwahl- und dem Proporzwahlverfahren. 

Majorzwahlverfahren Proporzwahlverfahren 

Mehrheitswahl  gewählt wird, 
wer die Mehrheit der Stimmen 
erreicht    

Verhältniswahl  Sitze werden im 
Verhältnis der Stimmen auf die 
Parteien verteilt 

Personenwahl  geeignet für 
kleine Behörden    

Parteienwahl  geeignet für 
grosse Behörden 

Vor allem grosse Parteien im 
Vorteil, da nur bekannte Personen 
gewählt werden    

Auch Mitglieder kleiner Parteien 
wählbar 

 
22. An den Bundesratswahlen gibt der Nationalratspräsident folgende Wahlre-

sultate bekannt: “Ausgeteilte Wahlzettel 246, eingegangene Wahlzettel 244, 
leer 5, ungültig 4, (…), gewählt ist mit … Stimmen …“ 
Bei welcher Stimmenzahl liegt hier das absolute Mehr (mit Rechnungs-
weg)? 

244 – 5 – 4 = 235 / 2 = 117.5  117 + 1 = 118 
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23. In Wahlen sind 15 Ratssitze zu vergeben. Berechnen Sie aufgrund der fol-

genden Angaben die Sitzverteilung nach prozentualer Verteilung, wenn 
nach dem Proporzwahlsystem gewählt wird. Stimmen haben gemäss Ta-
belle erhalten: 

Partei Stimmen 
Stimmenanteil 

(%) 
Anzahl Sitze 
(ungerundet) 

Anzahl Sitze 
(gerundet) 

A 44'400 40,1 6,01 6 

B 14'800 13,4 2,00 2 

C 28'900 26,1 3,91 4 

D 22'700 20,5 3,07 3 

Total 110'800 100 % 15 15 

 
24. Nennen und beschreiben Sie in Stichworten drei Möglichkeiten, wie ein 

Wahlzettel verändert werden kann. 

Streichen    Kumulieren Panaschieren 

Kandidaten von der 
Liste streichen    

Kandidaten zweimal 
auf die Liste 
schreiben 

Kandidaten von einer 
anderen Liste 
übertragen 

 

1.5.3.1 Rechtsquellen und Gesetzgebungsverfahren: Ich nenne die Quellen 
des Rechts und erkläre die Unterschiede zwischen Verfassung, Gesetz und 
Verordnung. Ich zeige auf, wie ich als Bürger auf das Gesetzgebungsverfahren 
Einfluss nehmen kann (Referendum, Initiative, Abstimmung). (K2) 
 
25. Vervollständigen Sie die folgende Tabelle zu Verfassung, Gesetz und Ver-

ordnung. 

Art der Rechte Beschreibung Kann geändert werden von… 

Verfassung 
Oberstes Gesetz, 
Grundgesetz 

Volk und Stände 

Gesetz 
Umsetzung der 
Verfassungsartikel 

Parlament  Volk 

Verordnung 
Präzisierung der 
Gesetze 

Bundesrat 

 
26. Kreuzen Sie an, auf was die folgenden Aussagen zutreffen: Verfassung VF, 

Gesetz GE, Verordnung VO. 

Aussage VF GE VO 

1. Nähere Ausführungen zu einem Gesetz    X 

2. Wird vom Parlament erlassen   X  

3. Enthält eine Aufzählung der Grundrechte  X   

4. Wird von der Exekutive erlassen    X 

5. Eine Änderung kommt auf jeden Fall vor das 
Volk 

 X   

6. Das Volk hat die letzte Entscheidungsgewalt  X  X  

7. Ist die Ausführung der einzelnen Verfassungs-
artikel 

  X  
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27. Vervollständigen Sie die folgende Tabelle zu einigen Merkmalen von Initia-

tive und fakultatives Referendum. 

Merkmal Initiative 
Obligatorisches 
Referendum 

Fakultatives Re-
ferendum 

Zweck 

Änderung der 
Verfassung 
(bzw. eines 
Gesetzes) 
anregen 

Wichtige 
Beschlüsse 
(Änderung der 
BV, Beitritt in 
supranationale 
Organisation 
usw.) vor das 
Volk bringen 
Verfassungs-
referendum 

Bundes-
beschlüsse (v.a. 
Gesetzesänd-
erungen) dem 
Volk zur 
Abstimmung 
bringen 
Gesetzes-
referendum 

Mindestunter-
schriftenzahl 
für das Zustan-
dekommen 

100’000 

Hier nichts eintra-
gen! 

50’000 
(bzw. 8 
Kantone) 

Zeit zum Sam-
meln der Un-
terschriften 

18 Monate 100 Tage 

Voraussetzung 
zur Annahme 

Volks- und 
Ständemehr 

Volks- und 
Ständemahr 

Volksmehr 

28. Bringen Sie die Ziffern der entsprechenden Aussagen in die richtige Rei-
henfolge. 

7 A) Das Gesetz wird in den beiden Räten diskutiert. 

11 B) Das Volk stimmt dem neuen Gesetz zu. 

4 
C) Der Bundesrat unterbreitet dem Parlament Botschaft und 

Antrag. 

9 D) Die Referendumsfrist beginnt zu laufen. 

2 
E) Das entsprechende Departement arbeitet einen Vorentwurf 

aus. 

8 
F) In beiden Räten wird dem Gesetz in der Schlussabstim-

mung zugestimmt. 

12 G) Das Gesetz wird vom Bundesrat in Kraft gesetzt. 

1 
H) National- und Ständerat heissen eine Motion gut und über-

weisen sie an den Bundesrat. 

6 I) Beide Räte beschliessen Eintreten auf die Vorlage. 

10 J) Das Referendum wird ergriffen und kommt zustande. 

5 K) Die Kommissionen der beiden Räte prüfen den Entwurf. 

3 
L) Der Vorentwurf wird in die Vernehmlassung geschickt, d.h. 

Kantone, Parteien und Interessenverbände können zum 
Entwurf Stellung beziehen. 
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29. Und nochmals Gesetzgebung: Ordnen Sie diesmal die links stehenden 

Schritte in der Gesetzgebung den folgenden Phasen zu. 

Anregung H 

Ausarbeitung- / Entwurfs-
phase 

C, E, L 

Parlamentarische Phase A, F, I, K 

Referendumsphase B, D, J 

 
 
 

1.5.4.13 Parteien/Verbände: Ich beschreibe die Bundesratsparteien und die 
Dachverbände der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen der Schweiz. 
Für ausgewählte und zukünftig bedeutsame Problemfelder bzw. Herausforde-
rungen in Wirtschaft und Gesellschaft zeige ich deren Vorstellungen auf und 
beurteile Chancen und Gefahren. (K5) 
 
30. Beschreiben Sie die entsprechenden Grundhaltungen nach dem politischen 

"Links-Rechts-Schema" betreffend die nachfolgenden Themen. 

Thema Links – Sozial Rechts – Bürgerlich 

Staatliche Eingriffe, 
gesetzliche Regulie-
rung 

Für Gegen 

Schutz des Schwäche-
ren 

Für Gegen 

Starke Armee Gegen Für 

Öffnung der Schweiz 
gegenüber dem Aus-
land 

Für Gegen 

Steuern Hohe Steuern Tiefe Steuern 

Ausbau der Sozial-
werke 

Für Gegen 

Wirtschaftsordnung 
Soziale 

Marktwirtschaft 
Freie Marktwirtschaft 

Umwelt 
Für Schutz der 

Umwelt 
Gegen Schutz der 

Umwelt 
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31. Bringen Sie die folgenden Parteien gemäss dem untenstehenden Links-

Rechts-Schema von links nach rechts in die richtige Reihenfolge. Markieren 
Sie die Regierungsparteien. Die Parteien (in alphabetischer Reihenfolge): 
BDP, CVP, EVP, FDP, GLP, GPS, SP, SVP 

Links   Mitte   Rechts 

GPS 
5.    

SP 
2. 

EVP 
8. 

GLP 
7. 

CVP 
4. 

BDP 
6. 

FDP 
3. 

SVP 
1. 

 
32. Nennen Sie die vier Regierungsparteien abgekürzt und ausgeschrieben. 

SVP     Schweizerische Volkspartei 

SP    Sozialdemokratische Partei 

FDP    
Freisinnig-Demokratische Partei 
 FDP.Die Liberalen 

CVP    Christlichdemokratische Volkspartei 

 
33. Nennen Sie die drei grössten Nichtregierungsparteien abgekürzt sowie aus-

geschrieben. 

GPS    Grüne Partei der Schweiz 

GLP    Grünliberale Partei 

BDP    Bürgerlich-Demokratische Partei 

 

34. Beschreiben Sie die Aufgabe von Verbänden. 

Interessen bestimmter Wirtschaftszweige oder Interessengruppen 
(Arbeitnehmer, Arbeitgeber, Konsumenten, Mieter, Bauern, Hoteliers 
usw.) wahrnehmen und nach aussen vertreten. Auch Unterstützung 
der Mitglieder (z.B. Beratung, Rechtshilfe, Weiterbildung usw.)    

 
35. Nennen Sie drei Beispiele von Verbänden. 

Economiesuisse, Schweiz. Bauernverband, Schweiz. Gewerbeverband, 
Schweiz. Gewerkschaftsbund, hotelleriesuisse, Mieterverband    

 
 


